


 

 

Vorbemerkung 

_______________________________________________________________________________ 

 

Anforderungen an den Brandschutz, die in diesem Brandschutzkonzept in schriftlicher und zeichneri-

scher Darstellung für das Projekt erläutert werden, haben als gutachterliche Stellungnahme Vorrang 

zu Darstellungen in anderen Unterlagen des Bauantrages und sind somit maßgebend. 

 

Die textliche Ausarbeitung gilt nur im Zusammenhang mit der zeichnerischen Darstellung in den auf-

geführten Anlagen. 

 

Das Brandschutzkonzept darf nur ungekürzt vervielfältigt werden. Eine auszugsweise oder vollständi-

ge Veröffentlichung bedarf der schriftlichen Genehmigung des unterzeichnenden Verfassers.  

 

Da es sich um eine objektbezogene brandschutztechnische Beurteilung der Baumaßnahme handelt, 

wird darauf hingewiesen, dass die beschriebenen Maßnahmen ausschließlich Gültigkeit für dieses 

Bauvorhaben besitzen. Eine Anwendung der Beurteilung auf andere Bauvorhaben ist unzulässig. 

 

Kommt es im Folgenden zu einer Planungsänderung, so können Aussagen des Brandschutzkonzep-

tes teilweise oder insgesamt unwirksam werden. Eine Abstimmung mit dem Verfasser wird in diesem 

Fall als erforderlich betrachtet. 

 

Das vorliegende Brandschutzkonzept berücksichtigt die öffentlich-rechtlichen Belange, die die Min-

destanforderungen an den Personenschutz definieren; Forderungen an den Sachschutz, die von den 

Sachversicherern gestellt werden können, sind bei der Beurteilung nicht berücksichtigt worden. 

 

Anforderungen des Arbeitsrechtes, die sich unter anderem aus der Arbeitsstättenverordnung oder den 

zugehörigen Richtlinien ergeben, sind nicht Gegenstand dieses Gutachtens. 
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1 Abweichungen 

1.1 Abweichungen nach § 69 HBauO 

Folgende Abweichungen nach § 69 HBauO wurden im Rahmen des Brandschutzkonzeptes festge-

stellt. Diese werden gesondert durch den Bauherrn beantragt: 

Abweichung 1 Überschreitung der Brandabschnittslängen / § 28 (2) HBauO  12 

Abweichung 2 Die notwendigen Treppen der Gewerbeeinheiten zur Erschließung der 

Personalräume bzw. Lagerflächen liegen in einem treppenraumähnlichen 

Raum / § 33 (1) HBauO      16 

 

1.2 Abweichungen nach § 81a (1) HBauO 

Es wurden keine Abweichungen von den eingeführten technischen Regeln nach § 3 (3) HBauO im 

Rahmen des Brandschutzkonzeptes festgestellt. 

 

2 Zugrunde liegende Unterlagen 

Planunterlagen erstellt von Architekturbüro Schenk + Waiblinger Architekten Partnerschaft mbB, 

Stahltwiete 19a, 22761 Hamburg bestehend aus: 

Grundriss Untergeschoss    M 1: 100  Stand 29.05.2019 

Grundriss Marktgeschoss    M 1: 100  Stand 29.05.2019 

Grundriss Eingangsebene    M 1: 100  Stand 29.05.2019 

Grundriss 1. Obergeschoss    M 1: 100  Stand 14.06.2019 

Grundriss 2. Obergeschoss    M 1: 100  Stand 14.06.2019 

Grundriss 3. Obergeschoss    M 1: 100  Stand 14.06.2019 

Grundriss 4. Obergeschoss    M 1: 100  Stand 14.06.2019 

Grundriss 5. Obergeschoss    M 1: 100  Stand 14.06.2019 

Grundriss 6. Obergeschoss    M 1: 100  Stand 14.06.2019 

Grundriss 7. Obergeschoss    M 1: 100  Stand 14.06.2019 

Schnitt A-A      M 1: 100  Stand 29.05.2019 

Schnitt B-B      M 1: 100  Stand 29.05.2019 

Schnitt C-C      M 1: 100  Stand 29.05.2019 

Schnitt D-D      M 1: 100  Stand 29.05.2019 

Ansicht Ost      M 1: 100  Stand 29.05.2019 

Ansicht West      M 1: 100  Stand 29.05.2019 

Ansicht Nord      M 1: 100  Stand 29.05.2019 

Ansicht Süd      M 1: 100  Stand 29.05.2019 

Lageplan      M 1: 200  Stand 17.06.2019 

 



18040 Brandschutzkonzept  Seite 6 von 37 
Neubau eines Wohn- und Geschäftshauses – Sand – 21073 Hamburg 

 

 

3 Gegenstand des Brandschutzkonzeptes 

Das vorliegende Brandschutzkonzept beschreibt den Neubau eines Wohn- und Geschäftshauses am 

Sand in Hamburg-Harburg. Das Untergeschoss beinhaltet in erster Linie Abstell- und Technikräume, 

im Marktgeschoss sind 2 Gewerbeflächen in Form von Gastronomie sowie eine Fläche für die Markt-

beschickung („Büro“, öffentlichen WC- Anlagen) und im Erdgeschoss eine Bürofläche geplant. In den 

Obergeschossen sind Wohneinheiten vorgesehen.  

 

Dieses Brandschutzkonzept umfasst die erforderlichen Bauvorlagen gemäß § 15 BauVorlVO, sowie 

für die weitergehende Planung erforderliche Festlegungen des vorbeugenden Brandschutzes. 

 

4 Gesetzliche Grundlagen 

Als gesetzliche Grundlagen für die Brandschutzanforderungen sind die im Folgenden genannten Ge-

setze, Verordnungen und Richtlinien heranzuziehen: 

 (1) Gesetze 

• Hamburgische Bauordnung (HBauO) in der Fassung vom 14. Dezember 2005,  zuletzt geändert 

am 23. Januar 2018. 

 

 (2) Verordnungen 

• Bauvorlagenverordnung (BauVorlVO) in der Fassung vom 14. Dezember 2010, zuletzt geändert 

am 04. März 2014; 

• Feuerungsverordnung (FeuVO) in der Fassung vom 25. September 2007, zuletzt geändert am 

02. November 2010; 

• Verordnung über den Betrieb von Gaststätten vom 27. April 1971, zuletzt geändert am 21. De-

zember 2010; 

• Verordnung über Prüfingenieurinnen und Prüfingenieure, Prüfsachverständige und Technische 

Prüfungen (Prüfverordnung – PVO) vom 14. Februar 2006, zuletzt geändert am 17. Januar 2012; 

 

 (3) Richtlinien 

• Richtlinie über die brandschutztechnischen Anforderungen an Lüftungsanlagen (LüAR) vom 29. 

September 2005, zuletzt geändert am 11. Dezember 2015; 

• Richtlinie über brandschutztechnische Anforderungen an Leitungsanlagen 

(Leitungsanlagenrichtlinie LAR) vom 10.02.2015 (Redaktionsstand 05.04.2016); 

• Muster-Richtlinien über automatische Schiebetüren in Rettungswegen (M-AutSchR) von 

Dezember 1997; 

• Bauprüfdienst (BPD) 5-2016 Erstellung und Prüfung von Brandschutznachweisen; 

• Bauprüfdienst (BPD) 4-2016 Sicherheitstreppenräume in Wohngebäuden; 

• Bauprüfdienst (BPD) 2-2013 Blitzschutzanlagen; 

• Bauprüfdienst (BPD) 5-2012 Brandschutztechnische Auslegung (BTA); 

• Bauprüfdienst (BPD) 4-2011 Beteiligung der Feuerwehr am bauaufsichtlichen Verfahren; 

• Bauprüfdienst (BPD) 2-2011 Prüfung TGA; 
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• Bauprüfdienst (BPD) 4-2010 Technische Prüfungen; 

• Bauprüfdienst (BPD) 1-2010 Betriebsräume für elektrische Anlagen; 

• Bauprüfdienst (BPD) 2-2008 Besondere Wohnformen; 

 

5 Objektbeschreibung 

5.1 Daten des Gebäudes 

 (1) Lage des Gebäudes 

Auf folgendem Grundstück wird der Neubau realisiert: 

Stadt:   Hamburg 

Bezirk:   Hamburg-Harburg  

Stadtteil:  Harburg 

Straße:   Sand 

 

 (2) Gebäudeausdehnung 

max. Länge:    ca. 52,94 m 

max. Breite:    ca. 29,44 m 

Höhen 

OKFF UG    ca. –  5,95 m  

OKFF Marktgeschoss   ca. –  1,55 m  

OKFF Eingangsgeschoss  ca. +  1,45 m  

OKFF 1.OG    ca. +  4,45 m  

OKFF 2.OG    ca. +  7,28 m  

OKFF 3.OG    ca. +10,11 m  

OKFF 4.OG    ca. +12,94 m  

OKFF 5.OG    ca. +15,77 m  

OKFF 6.OG    ca. +18,60 m  

OKFF 7.OG    ca. +21,43 m  

 

5.2 Nutzung des Gebäudes 

Im Untergeschoss befinden sich Lager- und Technikräume. Das darüber liegende Marktgeschoss 

beinhaltet zwei Gastronomien und weitere Nebenräume sowie eine Fläche für die Marktbeschickung 

(„Büro“, öffentliche WC-Anlagen). Im Eingangsgeschoss befindet sich eine Büroeinheit und Neben-

räume für die jeweiligen Gewerbe. Alle Obergeschosse dienen der Wohnnutzung (Seniorenwohnen). 

Im 1. Obergeschoss wird es einen gemeinschaftlichen Aufenthaltsraum geben. Weitere Informationen 

stehen in der Nutzungsbeschreibung zum Bauantrag zur Verfügung.  
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5.3 Schutzziel 

5.3.1 Allgemeine Anforderungen 

Nach § 3 (1) HBauO gelten folgende allgemeine Anforderungen: 

Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, dass die öffentliche Si-

cherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit sowie die natürlichen Lebensgrundlagen 

nicht gefährdet werden und keine unzumutbaren Belästigungen entstehen können. Sie müssen ihrem 

Zweck entsprechend ohne Missstände zu benutzen sein. 

 

Konkret bedeutet das gemäß § 17 HBauO: 

Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, dass der Ent-

stehung eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch (Brandausbreitung) vorgebeugt 

wird und bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten mög-

lich sind. 

 

5.3.2 Umsetzung 

 (1) Brandentstehung und Brandausbreitung 

Es ist bei der Errichtung des Gebäudes von allen Beteiligten darauf zu achten, dass alle Anlagen, die 

zu einer Brandentstehung führen können und alle Bauteile, die der Brandausbreitung entgegen wir-

ken, entsprechend der gültigen Vorschriften, der Anforderungen aus dem Brandschutzkonzept, der 

Vorgaben der Genehmigung und des aktuellen Standes der Technik ausgeführt werden. Eine Bran-

dentstehung aus Fahrlässigkeit, Unwissen oder menschlichem Versagen ist dagegen nicht endgültig 

zu verhindern. 

Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die Anlage dauerhaft der zum Zeitpunkt der Errichtung geltenden 

Anforderungen entspricht. Hierfür erforderliche Wartungen, Reparaturen, Prüfungen und Nachbesse-

rungen sind durchzuführen. 

 

 (2) Rettung von Mensch und Tieren und wirksame Löscharbeiten 

Der Schutz der Personen, die sich in den Gebäuden aufhalten, genießt oberste Priorität. In diesem 

Gebäudeteil halten sich vorwiegend Personen auf, die mit dem Rettungswegesystem des Gebäudes 

vertraut sind.  

Die meisten Personen sind eingeschränkt beweglich. Es ist darauf zu achten, dass diese Personen 

(z.B. Rollstuhlfahrer, Gehbehinderte, etc.) durch geeignete Maßnahmen gerettet werden können und 

bis zum Eintreffen von Hilfspersonen in einem ausreichenden Maße geschützt sind. Die Maßnahmen 

sind ggf. auf den Grad der Einschränkung abzustimmen. 

Anlagen zur Löschunterstützung, Zugänge etc. sind in einem für die Rettungskräfte nutzbaren Zu-

stand zu erhalten. 
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6 Bauordnungsrechtliche Einordnung 

6.1 Landesbauordnung 

Für das Gebäude gilt die 

Hamburgische Bauordnung (HBauO) 

in der Fassung vom 14. Dezember 2005, letzte Änderung vom 23. Januar 2018. 

Gemäß § 2 (3) Nr. 5 HBauO handelt es sich um ein Gebäude der 

Gebäudeklasse 5, 

da der Fußboden der obersten Aufenthaltsräume mehr als 13,00 m über der festgelegten mittleren 

Geländeoberkante liegt. 

Zudem handelt es sich hier gemäß § 2 (4) Nr. 6 & 8 HBauO um einen 

Sonderbau, 

da hier ein Gebäude mit Räumen, die einzeln für mehr als 100 Personen bestimmt sind und Gaststät-

ten mit mehr als 40 Gastplätzen vorliegt. 

 

Hinweis: Die beiden Gewerbeflächen, welche als Gaststätte genutzt werden, werden durch ca. 120 

bzw. 170 Personen genutzt. Die dritte Gewerbefläche wird vorrangig als Büro genutzt. In diesen 

Räumlichkeiten werden sich maximal 20 Personen aufhalten.  

 

7 Brandgefahrenermittlung 

7.1 Brandgefährdung aus der Nutzung 

7.1.1 Nebenflächen Untergeschoss und Marktgeschoss 

 (1) Brandgefährdungsanalyse 

Innerhalb der Nebenflächen ist mit einer höheren Brandlastendichte zu rechnen. Generell ist somit mit 

von einer vollständigen Brandausbreitung innerhalb eines Lagerabschnitts auszugehen. 

Im Bereich der Fahrradstellflächen kann es bei Ladevorgängen von Pedelecs oder E-Bikes zu Fehl-

funktionen bzw. Überhitzungen und einer daraus resultierenden Brandentstehung kommen. 

In den Haustechnikbereichen kann es zu Kurzschlüssen und Störlichtbögen kommen. 

 

 (2) Maßnahmen 

Die Abschnitte aus Lager, Müllräumen und Fahrradbereichen sind jeweils in kleinere feuerbeständig 

abgetrennte Bereiche geteilt.  

Weitere mögliche Maßnahmen: 

• regelmäßige Prüfung der Elektroinstallationen 

• Verhaltensvorschriften aus der Hausordnung 

• Verbot von feuergefährlichen Arbeiten und „Tätigkeiten“ in den Abstellräumen 

 

7.1.2 Haustechnik 

 (1) Brandgefährdungsanalyse 

In den Bereichen der Haustechnik ist mit einer höheren Brandentstehungsgefahr zu rechnen.  

Es kann zu Kurzschlüssen und Störlichtbögen kommen. 
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 (2) Maßnahmen 

Die Technikbereiche im Untergeschoss (Netzstation Notstrom, Heizzentrale, Contractor, Fettabschei-

der, etc…) sind jeweils in kleinere feuerbeständig abgetrennte Bereiche geteilt.  

Weitere mögliche Maßnahmen: 

• regelmäßige Prüfung der Elektroinstallationen 

• Verhaltensvorschriften aus der Hausordnung 

 

7.1.3 Gastronomieflächen Marktgeschoss 

 (1) Brandgefährdungsanalyse 

In den beiden erdgeschossigen Gewerbeflächen ist in dem Gastbereich sowie in den Nebenbereichen 

von einer erhöhten Brandentstehungsgefahr (Kerzen, in der Wahrnehmung eingeschränkte Perso-

nen…) und in den Küchenbereichen, welche möglicherweise als offene Küchen in den Gastraum inte-

griert wird, von einer erhöhten Brandgefahr auszugehen.  

 

 (2) Maßnahmen 

Soweit die Flächen als gewöhnliche Gewerbeflächen genutzt werden, genügen die üblichen Maß-

nahmen zur Vermeidung einer Brandentstehung. In den Küchenbereichen werden gesondert Fettlö-

scher vorgehalten, um einer Brandausbreitung vorzubeugen. 

Weitere mögliche Maßnahmen: 

• regelmäßige Prüfung der Elektroinstallationen 

• Verhaltensvorschriften aus der Brandschutzordnung 

• Verwendung von für professionellen Gebrauch geeigneten Geräten und Maschinen 

 

7.1.4 Büroflächen Eingangsgeschoss 

 (1) Brandgefährdungsanalyse 

In der erdgeschossigen Bürofläche ist nur von einer normalen Brandentstehungsgefahr auszugehen.  

 

 (2) Maßnahmen 

Soweit die Flächen als gewöhnliche Bürofläche genutzt werden, genügen die üblichen Maßnahmen 

zur Vermeidung einer Brandentstehung. 

Weitere mögliche Maßnahmen: 

• regelmäßige Prüfung der Elektroinstallationen 

• Verhaltensvorschriften aus der Hausordnung (insbesondere Art und Umfang von Lagerung) 

• Verwendung von für professionellen Gebrauch geeigneten Geräten und Maschinen 

 

7.1.5 Wohnen 

 (1) Brandgefährdungsanalyse 

Im Bereich „Wohnen“ ist von einer durchschnittlichen Brandentstehungsgefahr durch Fehlverhalten 

und technische Defekte auszugehen.  
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 (2) Maßnahmen 

Ein endgültiger Ausschluss einer Brandentstehung ist nicht möglich. Einflussmöglichkeiten in den 

Privatraum „Wohnung“ sind nur bedingt umzusetzen.  

Durch die verpflichtende Verwendung von Rauchwarnmeldern wird die Chance auf eine rechtzeitige 

Selbstrettung jedoch maßgeblich erhöht. Zudem wird über die bauordnungsrechtliche raumabschlie-

ßende Trennung der einzelnen Wohnungen ein Brandereignis auf den überschaubaren Bereich der 

Nutzungseinheit beschränkt. 

Weitere mögliche Maßnahmen: 

• Verhaltensvorschriften aus der Hausordnung 

• ausreichende Verfügbarkeit der Rettungswege 

 

7.2 Brandausbreitungspotentiale auf Nachbargebäude 

Zur Verhinderung der Ausbreitung eines Brandes auf Nachbargebäude sind nach § 28 (2) Nr. 1 

HBauO vor Außenwänden von Gebäuden Abstände zur Grundstücksgrenze von mindestens 2,50 m 

bzw. 5,00 m zum Nachbargebäude einzuhalten, es sei denn ein Abstand ist durch Baulast gesichert. 

Gemäß § 6 (2) HBauO dürfen Abstandsflächen auch auf öffentlichen Verkehrs-, Grün- und Wasserflä-

chen liegen. Somit sind Nachbarbebauungen nicht gefährdet, da ein ausreichender Abstand gewähr-

leistet wird.   

 

7.3 Brandausbreitungspotentiale innerhalb des Gebäudes 

Entsprechend der öffentlich-rechtlichen Anforderungen der Bauordnung bzw. der anzuwendenden 

Sonderbauvorschrift ist eine Brandausbreitung innerhalb des Gebäudes zu verhindern bzw. bis zum 

Einsetzen der Löschmaßnahmen zu behindern. Dieses erfolgt im Einzelnen über Wände (Brand- und 

Trennwände) und Decken definierter Feuerwiderstandsdauer, sowie mittels feuerwiderstandsfähiger 

Türen, Tore und Abschlüsse. 

 

8 Brandschutzmaßnahmen 

8.1 Baulicher Brandschutz 

8.1.1 Brandabschnitte 

8.1.1.1 Festlegung der Brandabschnitte 

Ausgedehnte Gebäude sind nach § 28 (2) Nr. 2 HBauO in Abständen von höchstens 40 m durch 

Brandwände zu unterteilen.  

Dabei wurde der folgende Brandabschnitt definiert: 

 Breite / Überschreitung Länge / Überschreitung Fläche 

Brandabschnitt 1 29,44 m -- 52,94 m 21,70 % 1.360 m² 

 

Abweichung 1: § 28 (2) HBauO. Die maximal zulässige Brandabschnittslänge von 40 m wird in den 

Geschossen UG - 4. OG überschritten. Bedenken bestehen von Seiten des Brandschutzes nicht, da: 

• in den Wohngeschossen eine Kleinteiligkeit durch klassifizierte Trennwände der einzelnen 

Wohneinheiten erzeugt wird. 
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• im Erdgeschoss sowie im Kellergeschoss das Gebäude durch feuerbeständige Trennwände in 

Abschnitte < 40 m unterteilt wird. 

• die gesamte Fläche des Gebäudes die maximal zulässige Fläche von 1.600 m² unterschreitet. 

 

Die Schutzziele der Behinderung einer Brandausbreitung und von wirksamen Löscharbeiten jedoch 

trotzdem erreicht. 

 

 

Abweichung 1  Überschreitung der Brandabschnittslängen / § 28 (2) HBauO 

 

 

8.1.2 Gebäudeabschlusswand 

Gemäß § 28 (2) Nr. 1 HBauO sind Gebäude, die an weitere Gebäude oder auf bzw. an die Grund-

stücksgrenze gebaut werden, Gebäudeabschlusswände in Form von Brandwänden vorzusehen. Da 

hier ein ausreichender Abstand zur Nachbarbebauung durch öffentliche Verkehrsflächen gesichert ist, 

sind keine Gebäudeabschlusswände erforderlich. 

 

8.1.3 Tragwerk 

 (1) Vertikales Tragwerk 

Die tragenden und aussteifenden Bauteile werden gemäß § 25 (2) HBauO im Kellergeschoss feuer-

beständig und in allen oberirdischen Geschossen gemäß § 25 (1) HBauO ebenfalls feuerbeständig 

ausgeführt.  

 

 (2) Dachtragwerk 

An das Dachtragwerk werden gemäß § 30 HBauO keine Anforderungen bzgl. des erforderlichen Feu-

erwiderstandes gestellt. Diese können sich jedoch im Zuge des statischen Konzeptes als aussteifende 

Funktion ergeben. 

 

8.1.4 Trennwände 

8.1.4.1 Trennwände von Räumen mit erhöhter Gefährdung 

Räume mit einer erhöhten Brandgefahr, also Räume mit einer erhöhten Menge an Brandlasten oder 

einer potentiell erhöhten Brandentstehungsgefahr (z.B. in Technikräumen) werden gemäß § 27 (2) 

HBauO zu anderen Räumen raumabschließend feuerbeständig ausgeführt. Die Decken in diesen 

Räumen werden feuerbeständig ausgeführt oder mit einer klassifizierten feuerbeständigen Unterdecke 

versehen. Die Türen sind feuerhemmend, dicht- und selbstschließend herzustellen.  
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8.1.4.2 Trennwände von Nutzungseinheiten 

Trennwände zur Trennung der Nutzungseinheiten untereinander werden gemäß § 27 (3) HBauO 

raumabschließend feuerbeständig ausgeführt. Die Trennwände werden bis unter die Rohdecke ge-

führt, im Dachraum bis unter die Dachhaut. Ist die Trennwand hier nur bis unter die Rohdecke geführt, 

wird diese inkl. aller sie tragenden und aussteifenden Bauteile mindestens feuerhemmend ausgeführt.  

 

8.1.4.3 Trennwände von Wohnungen 

Trennwände zur Trennung der Wohnungen untereinander werden gemäß § 27 (3) HBauO raumab-

schließend feuerbeständig ausgeführt. Die Trennwände werden bis unter die Rohdecke geführt, im 

Dachraum bis unter die Dachhaut. Ist die Trennwand hier nur bis unter die Rohdecke geführt, wird 

diese inkl. aller sie tragenden und aussteifenden Bauteile mindestens feuerhemmend ausgeführt.  

 

8.1.5 Außenwände 

 (1) Weitere Außenwände 

Nichttragende Außenwände und nichttragende Teile tragender Außenwände sind gemäß § 26 (2) 

HBauO aus nichtbrennbaren Baustoffen herzustellen. Brennbare Baustoffe dürfen in Außenwänden 

verwendet werden, solange diese raumabschließend feuerhemmend ausgebildet sind. Fensterprofile 

und Fugendichtungen aus brennbaren Baustoffen, sowie brennbare Dämmstoffe in geschlossenen, 

nichtbrennbaren Profilen sind ebenfalls zulässig.  

Oberflächen, Bekleidungen und Dämmstoffe sind gemäß § 26 (3) HBauO mindestens schwerent-

flammbar. Unterkonstruktionen aus normalentflammbaren Baustoffen sind zulässig, wenn eine Brand-

ausbreitung innerhalb dieser Schichten wirkungsvoll verhindert wird. 

 

 (2) Verwendung von Wärmedämmverbundsystemen 

Wärmedämmverbundsysteme (WDVS) sind entsprechend den Angaben des zugelassenen Systems 

auszuführen. Dabei sind die Anforderungen zum Schutz vor den Auswirkungen eines Raumbrandes 

(Schutzzone Raumbrand) und vor den Auswirkungen eines Außenbrandes (Schutzzone Sockelbrand) 

zu beachten. Die geeigneten Maßnahmen sind in den jeweiligen Zulassungen festgelegt. 

 

 (3) Fenster im WDVS in vorgesetzter Montage 

Die Fenster werden in vorgesetzter Montage innerhalb des WDVS positioniert. Da sich diese nicht 

mehr als 4 cm vor der Rohbaukante befinden, genügt neben den Geschoss-Brandriegeln gem. Zulas-

sung in den weiteren Geschossen ohne Geschossriegel der Einbau eines Brandriegels als Sturzriegel 

mit einer beidseitigen Auskragung von 30 cm. Bei einem Einbau der Fenster innerhalb der Dämmebe-

ne und der Rahmen liegt mehr als 4 cm vor der Rohbaukante, ist ein dreiseitig umlaufender Brandrie-

gel erforderlich. 
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8.1.6 Horizontale Abschlüsse 

8.1.6.1 Decken 

Decken dienen der horizontalen Schottung der Gebäude. Die Decken sind oberhalb des Unterge-

schosses gemäß § 29 (2) HBauO mindestens feuerbeständig, in den weiteren Geschossen gemäß § 

29 (1) HBauO ebenfalls feuerbeständig auszuführen.  

 

8.1.6.2 Dach 

Bedachungen müssen gegenüber einer Übertragung eines Brandes von außen in die bauliche Anlage 

durch Wärmestrahlung oder durch brennende Teile einer anderen baulichen Anlage sowie gegenüber 

einer Brandausbreitung auf der baulichen Anlage ausreichend lange widerstandsfähig sein. 

 

 (1) Harte Bedachung 

Gemäß § 30 (1) HBauO werden alle Dachteile als „harte Bedachung“ ausgeführt. Das bedeutet im 

Einzelnen, dass das Dach eine der folgenden Bedingungen erfüllen muss: 

• Ausführung nach DIN 4102-4 Buchst. a bis e 

• ABP gemäß DIN 4102-7 

• DIN EN 13501-5 mit Klassifizierung BRoof (t1) 

• Zustimmung im Einzelfall 

 

 (2) Gründach 

Die Teile des Daches, die als Gründach („Extensive Begrünung“) ausgeführt werden sollen, sind als 

ausreichend Widerstandsfähig gegen Feuer und strahlende Wärme einzustufen, wenn: 

• eine mindestens 3 cm starke Substratschicht mit höchstens 20 % organischen Bestandteilen 

vorhanden ist. 

• Gebäudeabschlusswände, Brandwände und Wände anstelle von Brandwänden mindestens 30 

cm über die Substratschicht geführt sind.  

• vor Öffnungen in der Dachfläche und vor Wänden mit Öffnungen ein mindestens 50 cm breiter 

Streifen aus massiven Platten aus nichtbrennbaren Baustoffen oder eine mindestens 5 cm starke 

Schicht aus Grobkies vorliegt. Davon kann abgewichen werden, wenn die Öffnung mindestens 80 

cm oberhalb der Substratschicht beginnt. 

• vor Dachausstiegen eine Fläche von 1,00 m x 1,00 m mit massiven Platten aus nichtbrennbaren 

Baustoffen oder einer mindestens 5 cm starken Schicht aus Grobkies vorhanden ist. 

 

 (3) Öffnungen in Dächern   

Brennbare lichtdurchlässige Flächen oder Abschlüsse von Öffnungen, für die kein Nachweis der har-

ten Bedachung vorliegt, sind als Bedachung zulässig, wenn: 

• die Summe der Teilflächen höchstens 30% der Dachfläche beträgt.  

• die Teilflächen einen Abstand von mindestens 5 m zu Brandwänden einhalten.   

 



18040 Brandschutzkonzept  Seite 15 von 37 
Neubau eines Wohn- und Geschäftshauses – Sand – 21073 Hamburg 

 

 

 (4) Dachterrassen 

Holzbeläge auf Dachterrassen sind zulässig, wenn die oberste Decke als Dach aus Stahlbeton herge-

stellt ist. Dabei sind nur Hölzer mit hoher Rohdichte zu verwenden. Zur Trennwand wird ein Abstand 

von mindestens 1,25 m eingehalten. 

  

Die Anforderung „harte Bedachung“ wird auch unterhalb der Terrassenbeläge eingehalten. Alternativ 

wird der Terrassenbelag fugendicht ausgeführt. 

 

 (5) Dachdecken 

Zur Verhinderung der vertikalen Brandausbreitung werden gemäß § 30 (7) HBauO Dachflächen, an 

denen Wände ohne erforderliche Feuerwiderstandsdauer oder mit Öffnungen aufgehen, in einem 

Abstand von mindestens 5,00 m von innen nach außen in der Feuerwiderstandsdauer der 

raumabschließenden Decken ausgeführt. Somit muss auch die damit zusammenhängende statische 

Unterstützung den entsprechenden Feuerwiderstand  aufweisen. Öffnungen und Durchführungen in 

diesem Bereich erhalten einen Abschluss der diesem Feuerwiderstand ebenfalls entspricht. 

Brennbare Teile der Bedachung (Dämmung, Abdichtungen, etc.) werden mit einer 5 cm dicken 

Schicht aus nichtbrennbaren Baustoffen (z.B. eine Kiesauflage) oder 3 cm dicken Betonplatten belegt. 

 

8.1.7 Bauteile der Erschließung 

8.1.7.1 Notwendige Flure 

Flure über die Rettungswege aus Nutzungseinheiten oder aus Aufenthaltsräumen führen, werden als 

notwendige Flure ausgebildet. Notwendige Flure erfüllen die folgenden baulichen Anforderungen: 

• Die Wände notwendiger Flure werden mindestens feuerhemmend ausgeführt (§ 34 (4) HBauO). 

Dabei erhalten Bauteile aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren 

Baustoffen in ausreichender Dicke (§ 34 (6) Nr. 2 HBauO). 

• Die Wände notwendiger Flure werden bis unter die Rohdecke geführt. Werden diese nur bis an 

die Unterdecke geführt, wird diese ebenfalls feuerhemmend ausgeführt und bildet im Ganzen 

einen ausreichenden Raumabschluss (§ 34 (4) HBauO). 

• Türen zu notwendigen Fluren werden mindestens dichtschließend ausgeführt (§ 34 (4) HBauO). 

Höhere Anforderungen (Räume mit erhöhter Brandgefährdung, Verkaufsräume, etc.) bleiben 

davon unberührt. 

• Notwendige Flure werden in Rauchabschnitt mit l < 30 m durch rauchdichte Türen unterteilt. 

Stichflure dürfen eine maximale Länge von l < 15 m haben (§ 34 (3) HBauO).  

• Die Breite notwendiger Flure muss der zu erwartenden Personenzahl entsprechen. Dabei wird 

eine Mindestbreite von 1 m nicht unterschritten (§ 34 (2) HBauO). 

• Folgen von weniger als 3 Stufen sind in notwendigen Fluren unzulässig (§ 34 (2) HBauO). 

Teilnutzungseinheit Größe 

Büroeinheit (Eingangsgeschoss) 127 m² 

Gewerbeeinheit I (Marktgeschoss) 363 m² 

Gewerbeeinheit II (Marktgeschoss) 381 m² 

Anlieferung 127 m² 
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Hinweis: Die Büroeinheit wird ohne notwendige Flure hergestellt. Die maximale Fläche von 400 m² 

gemäß § 34 (1) Nr. 4 HBauO für Nutzungseinheiten mit Büronutzung wird unterschritten und somit ist 

diese Ausführung zulässig.  

Hinweis: Die Flure, welche dem Rettungsweg aus Aufenthaltsräumen innerhalb der Gewerbeeinheit I 

dienen, werden als notwendige Flure ausgebildet. Insofern keine Flure vorhanden sind, sind keine 

zusätzlichen Flure herzustellen. 

Hinweis: Die Flure, welche dem Rettungsweg aus Aufenthaltsräumen innerhalb der Gewerbeeinheit II 

dienen, werden als notwendige Flure ausgebildet. Insofern keine Flure vorhanden sind, sind keine 

zusätzlichen Flure herzustellen. 

 

8.1.7.2 Vertikale Erschließung 

 (1) Notwendige Treppe 

Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoss muss über eine notwendige Treppe zugänglich sein. 

Notwendige Treppen erfüllen die folgenden baulichen Anforderungen: 

• Die tragenden Teile der notwendigen Treppen werden feuerhemmend und aus nichtbrennbaren 

Baustoffen (§ 32 (4) HBauO) ausgeführt.  

• Die nutzbare Breite der notwendigen Treppen wird der zu erwartenden Anzahl an Nutzern ent-

sprechen (§ 32 (5) HBauO). Gemäß DIN 18065 wird dabei eine Mindestbreite von 1,00 m nicht 

unterschritten. Die Steigungen und der Auftritt werden ebenfalls innerhalb der Toleranzen der 

DIN ausgeführt. 

• Die notwendigen Treppen müssen in einem eigenen Treppenraum (notwendiger Treppenraum) 

untergebracht sein (§ 33 (1) HBauO).  

 

Abweichung 2: § 33 (1) HBauO. Die notwendigen Treppen, welche vom Marktgeschoss die Perso-

nalbereiche im Erdgeschoss erschließen, liegen nur in einem treppenraumähnlichen Raum. Bedenken 

bestehen von Seiten des Brandschutzes nicht, da: 

• Der Raum feuerbeständig zu dem anderen Räumen abgetrennt wird. 

• Die Öffnungen zu Bereichen mit erhöhter Brandgefahr und Räumen mit mehr als 100 m² feuer-

hemmend, rauchdicht und selbstschließend verschlossen werden. Die Öffnungen zu Räumen mit 

weniger als 100 m² rauchdicht und selbstschließend verschlossen werden. 

• Sich in den Personalbereichen nur ortskundige Personen aufhalten und diese mit dem Rettungs-

wegesystem vertraut sind.  

Die Schutzziele der gesicherten Selbst- und Fremdrettung und von wirksamen Löscharbeiten wird 

jedoch trotzdem erreicht. 

 

 

Abweichung 2  Die notwendigen Treppen der Gewerbeeinheiten zur Erschlie-

ßung der Personalräume bzw. Lagerflächen liegen in einem 

treppenraumähnlichen Raum / § 33 (1) HBauO 
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 (2) Notwendiger Treppenraum 

Notwendige Treppenräume von notwendigen Treppen erfüllen mindestens die folgenden baulichen 

Anforderungen: 

• Die Wände der notwendigen Treppenräume werden als Wände in Bauart einer Brandwand 

hergestellt (§ 33 (4) HBauO).  

• Die Außenwände der notwendigen Treppenräume können ohne Feuerwiderstandsdauer 

ausgeführt werden, wenn diese aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und im Brandfall nicht 

gefährdet werden können. 

• Der obere Abschluss der notwendigen Treppenräume erhält die gleiche Feuerwiderstandsdauer 

wie die Decken. Alternativ werden die Treppenraumwände bis unter die Dachhaut geführt (§ 33 

(4) HBauO). 

• Bekleidungen, Putze, Dämmstoffe1, Unterdecken und Einbauten bestehen aus nichtbrennbaren 

Baustoffen (§ 33 (5) Nr. 1 HBauO). 

• Bauteile aus brennbaren Baustoffen erhalten eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in 

ausreichender Dicke (§ 33 (5) Nr. 2 HBauO). 

• Bodenbeläge bestehen aus mindestens schwerentflammbaren Baustoffen (§ 33 (5) Nr. 3 

HBauO). 

• Der Treppenraum wird frei von Brandlasten gehalten. 

 

 (3) Innenliegender Sicherheitstreppenraum (light) 

Da die Anleiterbarkeit des Gebäudes nicht gewährleistet werden kann, und somit kein zweiter Ret-

tungsweg über die Geräte der Feuerwehr möglich ist, wird der Treppenraum TRH 1 als innenliegender 

Sicherheitstreppenraum gemäß Bauprüfdienst „Sicherheitstreppenräume in Wohngebäuden“ errichtet. 

Folglich ist gemäß § 31 (2) HBauO kein zweiter Rettungsweg für den Bereich des TRH 1 erforderlich.  

Ein Sicherheitstreppenraum ist ein sicher erreichbarer Treppenraum, in den kein Feuer und Rauch 

eindringen können. Der innenliegende Sicherheitstreppenraum bei Wohngebäuden unterhalb der 

Hochhausgrenze ist ein notwendiger Treppenraum, welcher von der Nutzungseinheit über einen not-

wendigen Flur mit Druckbelüftungsanlage erschlossen wird. Es wird hierdurch sichergestellt, dass der 

ggfs. vorhandene Rauch aus dem notwendigen Flur bzw. der Nutzungseinheit nicht in den Treppen-

raum gelangt. 

Die Druckbelüftungsanlage ist gemäß Bauprüfdienst „Sicherheitstreppenräume in Wohngebäuden“ 

einzubauen. 

                                                      

1 Gegen die Verwendung einer brennbaren Trittschalldämmung bestehen aus Sicht des Brandschut-
zes keine Bedenken, da 

• die Trittschalldämmung gekapselt unterhalb des Estrichs vorliegt. 

• bei einem Estrich mit einer Dicke von mehr 4 cm bereits einen Feuerwiderstand von mehr als 90 
Minuten ausgegangen werden kann. 

• der größte Teil der Brandenergie nach oben gerichtet ist. 

• sowohl notwendige Treppenräume, als auch notwendige Flure definitorisch frei von Brandlasten 
gehalten werden. 
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Die Tür vom Treppenraum zum notwendigen Flur muss rauchdicht- und selbstschließend ausgebildet 

werden. Die Türen zu den Nutzungseinheiten vom notwendigen Flur sind dicht- und selbstschließend 

herzustellen. Außerdem darf die maximale Türöffnungskraft an den Türen nicht mehr als 100 N betra-

gen. 

Die an den Treppenraum grenzenden notwendigen Flure werden mit anderen notwendigen Fluren 

durch rauchdichte und selbstschließende Türen verbunden. 

 

8.1.8 Aufzüge 

Die Aufzüge werden gemäß § 37 HBauO mit eigenem Fahrschacht hergestellt. Für diese gilt: 

• Die Fahrschachtwände werden als raumabschließende Bauteile feuerbeständig und aus nicht-

brennbaren Baustoffen hergestellt.  

• Fahrschachttüren und andere Öffnungen in Fahrschachtwänden sind so herzustellen, dass die 

Brandausbreitung in andere Geschosse ausreichend lange verhindert wird. 

• Fahrschächte müssen zu belüften sein und eine Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien 

Querschnitt von mindestens 2,5 % der Fahrschachtgrundfläche mindestens jedoch 0,10 m² ha-

ben. Diese Öffnung muss sich im Brandfall selbsttätig öffnen und von mindestens einer geeigne-

ten Stelle aus bedienbar sein. 

 

Hinweis: Im Erdgeschoss wird vor der Aufzugstür der Erweiterung des Sicherheitstreppenraumes ein 

Rauchschutzvorhang angeordnet, um einen Raucheintrag aus den anderen Geschossen über den 

Aufzug zu verhindern. 

 

8.1.8.1 Brandfallsteuerung 

Die Aufzüge werden mit einer Brandfallsteuerung ausgestattet. Diese lässt bei Erkennung eines Bran-

des den Aufzug mit den darin befindlichen Personen ein Geschoss anfahren, welches nicht vom 

Brand betroffen ist, damit die Personen dort den Aufzug verlassen können und sich anschließend in 

Sicherheit bringen können. Außerdem wird sichergestellt, dass der Aufzug danach außer Betrieb geht. 

Eine Brandfallsteuerung enthält automatische Brandmelder zur Branderkennung in jedem Geschoss, 

automatische Übertragungseinrichtungen der Brandmeldung und ein Auswerte- Steuerungssystem für 

den Aufzug. Die elektrischen Leitungsanlagen, welche für die Brandfallsteuerung notwendig sind, 

müssen so beschaffen sein oder durch Bauteile abgetrennt sein, dass die Anlage im Brandfall ausrei-

chend lange funktionsfähig bleibt. 

 

8.1.9 Balkone 

 (1) Tragende Teile der Balkone 

Tragende und aussteifende Bauteile von Balkonen können gemäß § 29 (1) Satz 3 Nr. 2 HBauO ohne 

Feuerwiderstandsdauer ausgeführt werden. 
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 (2) Balkonbrüstungen 

Balkonbekleidungen, die die erforderliche Umwehrungshöhe überschreiten (z.B. Konstruktionen zum 

Sichtschutz) müssen schwerentflammbar sein. Balkonbrüstungen sind zulässig aus Holz und Holz-

werkstoffen. Werden diese aus anderen Baustoffen hergestellt, so müssen diese mindestens schwer-

entflammbar ausgeführt sein. 

 

8.1.10 Feuerungsanlagen 

Gemäß § 41 (1) HBauO sind Feuerstätten und Abgasanlagen betriebssicher und brandsicher aufzu-

stellen. Weiterhin sind Feuerungsanlagen nur in Räumen aufzustellen, welche nach Lage, Größe, 

baulicher Beschaffenheit und Nutzung an die Art der Feuerstätte angepasst sind. 

Feuerstätten mit einer Nennleistung von mehr als 100 kW (oder mehr als 50 kW bei Festbrennstoffen) 

sind in einem Aufstellraum für Feuerstätten gemäß § 5 (1) FeuVO (Heizungsraum) unterzubringen.  

 

8.1.11 Lagerung von Abfallstoffen 

Anfallende Abfallstoffe werden in dafür geeigneten, dichten Abfallbehältern gesammelt. Standplätze 

müssen gemäß § 43 (2) HBauO von Aufenthaltsräumen mindestens 5 m entfernt vorgesehen werden. 

Ein Abstand von mindestens 2 m ist zulässig, wenn die Behälter in Müllbehälterschränken unterge-

bracht werden. 

Die Lagerung innerhalb des Gebäudes wird in dafür vorgesehenen Räumen gemäß § 43 (3) HBauO 

folgendermaßen vorgenommen: 

• Trennwände und Decken werden als raumabschließende Bauteile feuerbeständig ausgeführt.  

• Öffnungen werden mit feuerhemmenden Türen verschlossen. 

• Es wird eine ständig wirksame Lüftung vorgesehen. 

 

Die Anforderungen der VdS-Richtlinie „Aufstellen von Müllpreßcontainern (VdS 2207: 1988-04 (01)) 

sind zudem zu beachten. 

 

8.1.12 Brandschutzanforderungen an Leitungsanlagen 

 (1) Durchführung durch klassifizierte Bauteile 

Gemäß § 39 HBauO sind Leitungen (ausgenommen Lüftungsleitungen) so durch raumabschließende 

Bauteile zu führen, dass eine Ausbreitung von Feuer und Rauch hierüber wirksam verhindert wird. 

Hierbei werden die Anforderungen der eingeführten Leitungsanlagen-Richtlinie (LAR) beachtet. 

 

 (2) Funktionserhalt elektrischer Leitungsanlagen 

Elektrische Leitungsanlagen von notwendigen Sicherheitseinrichtungen werden so ausgeführt oder 

durch Bauteile umkleidet, dass sie bei äußerer Brandeinwirkung für eine ausreichende Zeitdauer funk-

tionsfähig bleiben.  
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Zusätzliche europäische Bezeichnungen: 

Feuerhemmend    EI230-SaC5 

Hochfeuerhemmend   EI260-SaC5 

Feuerbeständig    EI290-SaC5 

Dichtschließend   Sa 

Dicht- und selbstschließend  SaC5 

Rauchdicht und selbstschließend S200 C5 

Feuerhemmend und rauchdicht  EI230- S200 C5 

Hochfeuerhemmend und rauchdicht EI260- S200 C5 

Feuerbeständig und rauchdicht  EI290- S200 C5 

  

 (1) Fahrschachttüren 

Die Abschlüsse innerhalb der Fahrschachtwände sind so auszuführen, dass eine Übertragung von 

Feuer zwischen den Geschossen verhindert wird. Dazu sind die Türen entweder 

• gemäß DIN 4102-5 (Prüfnorm) geeignet zum Einbau in eine Fahrschachtwand mit definierter 

Feuerwiderstandsdauer, 

• entsprechend der Produktnormen DIN 18090 – DIN 18091 hergestellt oder 

• gemäß DIN EN 81-58 (Prüfnorm) für die der Wand entsprechenden Feuerwiderstandsdauer 

geeignet. 
 

 (2) dichtschließende Türen 

Türen gelten im bauaufsichtlichen Sinne als „dichtschließend", sofern sie mit einer mindestens dreisei-

tig umlaufenden und ggf. mit einer im Mittelfalz angeordneten dauerelastischen Dichtung zur Behinde-

rung des Durchtritts von Rauch ausgeführt werden (s. DIBt-Mitteilungen 1/2006, S.3). Eine Ausfüh-

rung als Glastür mit einer ESG Scheibe ist somit ebenfalls möglich. 
 

 (3) selbstschließende Türen 

Türen und sonstige Öffnungen mit der Eigenschaft „selbstschließend“ werden mit Federbändern oder 

Türschließern ausgestattet. 

Wenn selbstschließende Türen mit automatischen Feststellanlagen versehen werden, die von 

Rauchmeldern im unmittelbaren Bereich der Türen angesteuert werden, so müssen diese Schließ- 

und Entriegelungsvorrichtungen an eine Ersatzstromquelle angeschlossen oder so ausgeführt wer-

den, dass sie bei Stromausfall selbsttätig schließen. 
 

 (4) Automatische Schiebetüren in Rettungswegen 

Für die im Verlauf von Rettungswegen angeordneten automatischen Schiebetüren ist die Richtlinie 

über automatische Schiebetüren in Rettungswegen (AutSchR) in der Fassung von Dezember 1997 zu 

berücksichtigen. 
 

 (5) rauchdichte Türen 

Türen, die rauchdicht ausgeführt werden müssen, müssen ebenfalls selbstschließend sein.  
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• Automatische Dreh- und Schiebetüren sind nur zulässig, soweit sie die Rettungswege im 

Brandfall nicht beeinträchtigen. 

• Pendeltüren in Rettungswegen werden so ausgeführt, dass ein Durchpendeln der Türen 

verhindert wird.  

• Sämtliche Flucht- und Rettungswege werden gemäß DIN 4844 deutlich sichtbar mit Kennzeichen 

gem. ASR A1.3 und ISO 7010 gekennzeichnet und ständig freigehalten. 

• Türen in Rettungswegen schlagen in Fluchtrichtung auf (GastVO § 4 (2)). Die zweiten Rettungs-

wege bilden hier eine Ausnahme. 

• Ausführung der Leitungsanlagen in Rettungswegen entsprechend der LAR. 

 

Für die Gastronomien wird von einer erforderlichen Mindestbreite der Fluchtwege von 1,20 m ausge-

gangen. Eine Einschränkung der Mindestbreite von maximal 0,15 m an Türen kann nach ASR A2.2 

vernachlässigt werden. Für die ins Freie führenden Türen wird unter Berücksichtigung dieser Vorga-

ben eine Mindestbreite von 1,05 m im lichten eingehalten. Für Einzugsgebiete bis 5 Personen im Per-

sonal- und Lagerbereich darf die lichte Breite an keiner Stelle weniger als 0,80 m betragen.  

 

8.2.1.5 Bürofläche  

Zur Sicherung der Rettungswege aus der Büronutzung werden die Vorschriften und Anforderungen 

der HBauO eingehalten: 

• Erreichbarkeit eines notwendigen Treppenraums oder eines Ausgangs ins Freie in maximal 35 

m (§ 33 (2) HBauO). 

• Erreichbarkeit von mindestens zwei voneinander unabhängigen Rettungswegen, wobei min-

destens einer davon ein baulicher Rettungsweg ist (§ 31 (2) HBauO). Dabei dürfen die Ret-

tungswege über denselben notwendigen Flur führen. 

• Fenster, die als Notausstiege dienen, werden gemäß § 35 (4) HBauO mind. 0,90 m breit und 

1,20 m hoch sein. Eine Brüstungshöhe von 1,20 m über dem Fußboden wird dabei nicht über-

schritten (§ 35 (4) HBauO). 

• Ausführung der Leitungsanlagen in Rettungswegen entsprechend der LAR. 

• Fenster mit Jalousien oder vergleichbaren Sonnen- und Sichtschutzeinrichtungen oder Ein-

bruchsicherungseinrichtungen, über die Rettungswege führen, werden so ausgeführt, dass 

diese ohne Aufwand jederzeit (auch bei Versagen der allgemeinen Stromversorgung) von in-

nen geöffnet werden können. Dieses gilt insbesondere dann, wenn nicht gewährleistet werden 

kann, dass sich eingeschlossene Personen nicht bemerkbar machen können. 

 

Für den Bürobereich wird eine erforderlich Mindestbreite der Fluchtwege von 1,00 m gem. ASR A2.3 

gefordert. Eine Einschränkung von 0,15 m kann hier ebenso vernachlässigt werden. Somit ergibt sich 

für die ins Freie führenden Türen eine lichte Öffnung von 0,85 m. Für Einzugsgebiete bis 5 Personen 

im Personal- und Lagerbereich darf die lichte Breite an keiner Stelle weniger als 0,80 m betragen. 

 



18040 Brandschutzkonzept  Seite 27 von 37 
Neubau eines Wohn- und Geschäftshauses – Sand – 21073 Hamburg 

 

 

Hinweis: Die Rettungswege aus der Bürofläche schlagen gegen die Fluchtrichtung auf. Bedenken 

bestehen von Seiten des Brandschutzes nicht, da sich dort vorwiegend ortskundige Personen aufhal-

ten, welche mit dem Rettungswegesystem vertraut sind.  

 

8.2.1.6 Wohnungen  

Zur Sicherung der Rettungswege aus den einzelnen Wohnungen werden die Vorschriften und Anfor-

derungen der HBauO eingehalten: 

• Erreichbarkeit eines notwendigen Treppenraums oder eines Ausgangs ins Freie in maximal 35 

m (§ 33 (2) HBauO). 

• Erreichbarkeit von mindestens zwei voneinander unabhängigen Rettungswegen, wobei min-

destens einer davon ein baulicher Rettungsweg ist (§ 31 (2) HBauO). Dabei dürfen die Ret-

tungswege über denselben notwendigen Flur führen. 

• Fenster, die als Notausstiege dienen, werden gemäß § 35 (4) HBauO mind. 0,90 m breit und 

1,20 m hoch sein. Eine Brüstungshöhe von 1,20 m über dem Fußboden wird dabei nicht über-

schritten (§ 35 (4) HBauO). 

• Ausführung der Leitungsanlagen in Rettungswegen entsprechend der LAR. 

• Fenster mit Jalousien oder vergleichbaren Sonnen- und Sichtschutzeinrichtungen oder Ein-

bruchsicherungseinrichtungen, über die Rettungswege führen, werden so ausgeführt, dass 

diese ohne Aufwand jederzeit (auch bei Versagen der allgemeinen Stromversorgung) von in-

nen geöffnet werden können. Dieses gilt insbesondere dann, wenn nicht gewährleistet werden 

kann, dass sich eingeschlossene Personen nicht bemerkbar machen können. 

Hinweis: Die Stufen zur Dachterrasse im 5. OG sind innerhalb des Gebäudes sowie auf der Dachter-

rasse besonders zu kennzeichnen, da eine Folge von weniger als 3 Stufen im Rettungsweg ein Hin-

dernis darstellt. Es bestehen keinerlei bauordnungsrechtliche Anforderungen an Stufen in nicht not-

wendigen Fluren. Diese Maßnahme wird zur Erhöhung des Sicherheitsniveaus gefordert.  

 

Überprüfung der Brandszenarien (Barrierefreiheit): 

1. Brand im notwendigen Flur: 

-> Bewohner verbleiben in Ihrer Wohnung und werden von der Feuerwehr abgeholt (Rollstuhlnutzer) 

bzw. nutzen den anderen Treppenraum, welcher nicht vom Feuer abgeschnitten wird. 

2. Brand in einer Wohnung (1. – 4. OG): 

-> Bewohner der Nutzungseinheit flüchtet in den notwendigen Flur und je nach Lage des Brandes, 

flüchtet er in den anderen Abschnitt des Flures und wartet dort auf die Feuerwehr (Rollstuhlnutzer) 

bzw. in den Treppenraum und von dort direkt ins Freie. 

3. Brand in einer Wohnung (5. OG): 

-> Bewohner flüchtet in den notwendigen Flur und in den Sicherheitstreppenraum und anschließend 

ins Freie. Falls der Bewohner nicht ausreichend mobil ist (Rollstuhlfahrer), kann dieser sich in den 

anderen Bereich des Flures retten und dort auf die Feuerwehr warten. 
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4. Brand in einer Wohnung (6. – 7. OG): 

-> Bewohner flüchtet in den Treppenraum und anschließend ins Freie. Da es in diesen Geschossen 

keine Möglichkeit gibt in einen anderen Abschnitt zu fliehen und dort auf die Rettung durch die Feuer-

wehr zu warten (Rollstuhlfahrer), muss hier eine Bedienbarkeit der Tür des Treppenraumes sicherge-

stellt werden (Schalter zur elektrischen Türöffnung) und es ist eine Fläche im Treppenraum zu schaf-

fen, in welcher sich der Rollstuhlfahrer bis zur Abholung durch die Feuerwehr aufhalten kann. 

 

8.3 Anlagentechnischer Brandschutz 

8.3.1 Sicherheitsbeleuchtung 

8.3.1.1 Sicherheitsbeleuchtung in Treppenräumen und notwendigen Fluren 

Gemäß § 33 (7) HBauO müssen innenliegende Treppenräume mit einer Höhe gemäß § 2 (3) HBauO 

von mehr als 13 m eine Sicherheitsbeleuchtung haben. Das bedeutet, dass der Treppenraum TRH 1 

entsprechend auszustatten ist. Die Sicherheitsbeleuchtung erfüllt mindestens folgende Bedingungen 

in Anlehnung an die DIN V VDE V 0108:2010-08 und DIN VDE 0100-560:2011-05. 

• Die Beleuchtungsstärke beträgt in der Mitte der Fluchtwege in 20 cm Höhe über dem Fußboden 

mind. 1 lx. 

• Die Umschaltzeit beträgt max. 15 s. 

• Nennbetriebsdauer mind. 1 Stunde. 

 

8.3.2 Sicherheitsstromversorgung 

Für folgende technische Sicherheitseinrichtungen wird eine Sicherheitsstromversorgung vorgesehen, 

die bei einem Ausfall der allgemeinen Stromversorgung die Versorgung aufrechterhält: 

• Sicherheitsbeleuchtung 

• Rauchschutzdruckanlage 

 

8.3.3 Blitzschutzanlage 

Das Gebäude wird als Gebäude mit Nutzungseinheiten mit hohem Besucheraufkommen (Gastrono-

mie) mit einer Blitzschutzanlage für den inneren und äußeren Blitzschutz ausgestattet. Diese ent-

spricht den Vorgaben der Norm und VDE-Richtlinie „Blitzschutzanlage“ nach DIN 57185/ VDE 0185. 

Beurteilungen des Sachschutzes sind in diesem Fall nicht Gegenstand dieses Brandschutzkonzeptes 

und obliegen dem Bauherrn. 

 

8.3.4 Rauchabführung 

8.3.4.1 Rauchableitung Kellerbereiche 

Gemäß § 35 (3) HBauO sind für Kellergeschosse ohne Fenster Öffnungen zur Rauchableitung erfor-

derlich.  

Die Rauchableitung aus diesen Bereichen (zusammenhängende Abschnitte mit A > 50 m²) erfolgt 

über Schächte oder Kanäle mit einem lichten Querschnitt von mind. 0,50 m². 
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Werden Schächte oder Kanäle durch raumabschließende Bauteile geführt, so werden diese entweder 

entsprechend des erforderlichen Feuerwiderstandes der durchdrungenen Teile ausgeführt oder die 

Durchdringungen mit Schotts gesichert.  

Wände zwischen als zusammenhängend betrachtete Abschnitte erhalten Öffnungen mit einem ge-

samten lichten Querschnitt, der dem der Öffnung zur Rauchableitung entspricht. 

 

8.3.4.2 Rauchableitung Treppenräume 

 (1) Innenliegender Treppenraum bis 13 m (TRH2) 

Gemäß § 33 (8) HBauO müssen Treppenräume belüftet sein. Für Treppenräume mit einer Höhe ge-

mäß § 2 (3) HBauO von mehr als 13 m ist an oberster Stelle eine Öffnung zur Rauchableitung mit 

einem freien Querschnitt von mindestens 1,00 m² vorzusehen. Diese kann vom Erdgeschoss und vom 

obersten Treppenabsatz bedient werden (Druckknopfschalter oder Hebel, manuelle Bedienstellen und 

mit der Aufschrift „Rauchabzug“). Die Eingangstür im Erdgeschoss ist mit einer Feststelleinrichtung zu 

versehen, damit die Zuluftversorgung für den Rauchabzug im Ereignisfall ohne zusätzliche Maßnah-

men erfolgen kann. 

Es ist sicher zu stellen, dass die Auslösung dieser Vorrichtungen zur Rauchableitung auch im Falle 

eines Versagens der allgemeinen Stromversorgung gewährleistet ist. Dieses wird beispielsweise über 

eine Ersatzstromversorgung und einen gekoppelten Rauchmelder sichergestellt. 

 

 (2) Innenliegender Sicherheitstreppenraum (light) (TRH1) 

Da die Anleiterbarkeit des Gebäudes nicht gewährleistet werden kann, und somit kein zweiter Ret-

tungsweg über die Geräte der Feuerwehr möglich ist, das Treppenhaus TRH 1 als innenliegender 

Sicherheitstreppenraum gemäß Bauprüfdienst „Sicherheitstreppenräume in Wohngebäuden“ errichtet. 

Folglich ist gemäß § 31 (2) HBauO kein zweiter Rettungsweg erforderlich.  

Ein Sicherheitstreppenraum ist ein sicher erreichbarer Treppenraum, in den kein Feuer und Rauch 

eindringen können. Der innenliegende Sicherheitstreppenraum bei Wohngebäuden unterhalb der 

Hochhausgrenze ist ein notwendiger Treppenraum, welcher von der Nutzungseinheit über einen not-

wendigen Flur mit Druckbelüftungsanlage erschlossen wird. Es wird hierdurch sichergestellt, dass der 

ggfs. vorhandene Rauch aus dem notwendigen Flur bzw. der Nutzungseinheit nicht in den Treppen-

raum gelangt. 

Die Druckbelüftungsanlage ist gemäß Bauprüfdienst „Sicherheitstreppenräume in Wohngebäuden“ 

einzubauen. 

Die Tür vom Treppenraum zum notwendigen Flur muss rauchdicht- und selbstschließend ausgebildet 

werden. Die Türen zu den Nutzungseinheiten vom notwendigen Flur sind dicht- und selbstschließend 

herzustellen. Außerdem darf die maximale Türöffnungskraft an den Türen nicht mehr als 100 N betra-

gen. 

 

Die Türen zu diesen Treppenräumen werden mindestens rauchdicht und ausgeführt, zu den Wohnun-

gen dicht- und selbstschließend und im Kellergeschoss mindestens feuerhemmend, rauchdicht und 

selbstschließend. 
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Es wird empfohlen, folgende Bereiche mit Schaum-Feuerlöschern nach DIN EN 3 mit 9 kg Löschmittel 

auszustatten: 

• 1 x je notwendigem Treppenraum, 

Die tragbaren Feuerlöscher werden gemäß Abschnitt 6 ASR A2.2 mindestens alle 2 Jahre durch ei-

nen Sachkundigen geprüft. 

 

8.3.6.2 Küchenlöschanlagen 

Küchen mit einer Fläche von mehr als 30 m², die ohne brandschutztechnische Abtrennung ausgeführt 

sind, sind je nach späterer Nutzung zur Erhöhung des Sicherheitsniveaus in Anlehnung an die VStätt-

VO § 19 (7) mit einer lokalen Löschanlage (z.B. Küchenlöschanlage) auszurüsten.  

 

8.4 Organisatorische Brandschutzmaßnahmen 

8.4.1 Gefahrenverhütung 

Es wird empfohlen eine Hausordnung für die Wohnbereiche und die Büronutzung aufzustellen, die 

folgende Punkte zur Verhinderung eines Brandausbruchs und zur Gefahrenabwehr enthält: 

• Verhalten im Brandfall. 

• Rettungswege innerhalb des Gebäudes werden ständig freigehalten. Dekorationen dürfen nicht in 

Fluren, Treppenräumen notwendiger Treppen vorhanden sein. 

• Das Rauchen und die Verwendung von offenem Feuer sind im gesamten Gebäude außerhalb der 

Wohnungen untersagt.  

 

8.4.2 Betriebsvorschriften 

8.4.2.1 Brandschutzordnung 

Die Betreiber der Gastronomien werden in Anlehnung an § 42 VStättVO im Einvernehmen mit der für 

den Brandschutz zuständigen Dienststelle für den Gastronomiebereich eine Brandschutzordnung 

aufstellen. In der Brandschutzordnung werden insbesondere die Aufgaben des Brandschutzbeauftrag-

ten sowie die Maßnahmen festgelegt, die zur Rettung Behinderter, insbesondere Rollstuhlbenutzer, 

erforderlich sind. 

Die Brandschutzordnung wird der DIN 14096 entsprechen: 

• Teil A: Aushang, 

• Teil B: für Personen ohne besondere Brandschutzaufgaben, 

Der Teil A der Brandschutzordnung wird an geeigneter Stelle wie  

• Eingangsbereichen,  

• Personalbereich 

gut sichtbar aufgehängt werden. 

Der Teil B der Brandschutzordnung werden jeweils auf dem aktuellen Stand gehalten. 

Die Betriebsangehörigen werden bei Beginn des Arbeitsverhältnisses und danach mindestens einmal 

jährlich belehrt über 

• die Lage und die Bedienung der Feuerlöschgeräte, Brandmelde- und Feuerlöscheinrichtungen 

und 

• die Brandschutzordnung, insbesondere über das Verhalten bei einem Brand oder bei einer Panik. 
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 (2) Weitere Prüfungen 

Die Prüfung folgender Sicherheitstechnischer Anlagen und Einbauten ist ergänzend zu gewährleisten: 

• Feuerlöscher 

• Feststelleinrichtungen 

• Rauchwarnmelder 

• Türen als Feuerschutz- oder Rauchschutzabschluss 

Die Anzahl, der zeitliche Abstand der Prüfung, die verantwortliche Person, sowie die Art der erforderli-

chen Dokumentation sind entsprechend der jeweiligen Zulassungen durchzuführen. 

 

8.5 Abwehrende Brandschutzmaßnahmen 

8.5.1 Zufahrten, Zugänge, Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr 

 (1) Erschließung des Gebäudes 

Die Erschließung des Grundstücks erfolgt über die Neue Straße sowie Sand. Der Hauptangriffsweg zu 

den Treppenräumen besteht über die jeweiligen Notausgänge von den jeweiligen Straßen bzw. vom 

Marktplatz.  

Die Außenanlagen bzw. befestigten Wege werden so angelegt, dass eine Erschließung des Gebäu-

des über befestigte Wege erfolgt. 

 

 (2) Zugänge für die Feuerwehr  

Angriffsflächen für die Feuerwehr sind durch Zugänge zum Gebäude ausreichend gegeben 

 

 (3) Bewegungsflächen 

Die Bewegungsflächen (siehe Anlage) entsprechen der Hamburgischen Bauordnung, sowie der DIN 

14090 und der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr.  

Die für die Feuerwehrfahrzeuge befahrbaren Flächen, welche auch als solche mit Hinweisschildern 

nach DIN 4066 Teil 2 gekennzeichnet werden, sind so befestigt, dass sie mit Feuerwehrfahrzeugen 

mit einer Achslast bis zu 10 t und einem zulässigen Gesamtgewicht bis zu 16 t befahren werden kön-

nen. Die Oberfläche muss den aktuell geltenden Anforderungen entsprechen. Dieses ist im Einzelfall 

zu prüfen. 

Hinweis: Bei der Errichtung des Gebäudes ist darauf zu achten, dass die erforderlichen Aufstell- und 

Bewegungsflächen benachbarter Gebäude nicht beeinträchtigt werden. Ggf. ist dieses während der 

Bauzeit über gleichwertige Maßnahmen sicherzustellen. 

 

8.5.2 Löschwasserversorgung 

Das geplante Bauvorhaben gilt nach DVGW Arbeitsblatt W 405 (Bereitstellung von Löschwasser 

durch die öffentliche Trinkwasserversorgung – Ausgabe Februar 2008) als Gebäude mit mittlerer 

Brandausbreitungsgefahr. Für das Gebäude besteht somit ein erforderlicher Löschwasserbedarf von 

96 m3/h (1.600 l/ min.) über einen Zeitraum von mind. 2 Stunden aus den umliegenden Hydranten in 

einem Radius von max. 300 m um das Gebäude herum. 

 






































